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Boppard-Hirzenach, den 21. Juni 2013

Stellungnahme zum Gesetzentwurf
der Fraktionen der CDU/CSU und FDP:

Entwurf eines Gesetzes
zur Bekämpfung des Menschenhandels

und Überwachung von Prostitutionsstätten
(BT-Drucksache 17/13706; Geschäftszeichen: PA 6 – 5410-2.2)

Vergangene Woche brachte die Polizei ein 15-jähriges Mädchen in eine un-
serer Beratungsstellen. Das Mädchen ist die vergangenen drei Jahre – es
war zu diesem Zeitpunkt also zwischen 12 und 15 Jahren alt – in einem
Bordell zur Prostitution gezwungen worden. Ebenfalls haben wir vergangene
Woche eine junge Frau aufgenommen, 19 Jahre alt, mit einer ansteckenden
Krankheit infiziert, ausgezehrt bis auf die Knochen und doch bis zur Einliefe-
rung bei uns im Dienste ihrer Freier.

Das sind die Missstände, die uns, die mich verpflichten, hier unsere Sicht
der Dinge und die sich daraus ergebenden Forderungen vorzutragen.

SOLWODI ist eine Menschrechts- und Hilfsorganisation mit 15 Beratungs-
stellen und Schutzwohnungen in Deutschland. Im vergangenen Jahr haben
sich 1709 Frauen und Kinder aus 105 Ländern der Erde an uns gewendet
alle Opfer von Gewalt hier bei uns in Deutschland. Wir sind regional und
landesweit aktiv, bundes-, europa- und weltweit vernetzt und engagiert und
verbinden somit eine große, in der direkten Praxis gewonnene Fachkompe-
tenz mit politischem Engagement.

SOLWODI begrüßt ausdrücklich die Initiative der Bundesregierung, die seit
dem Fristablauf am 6. April diesen Jahres überfällige Umsetzung der Richt-
linie 2011/36/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 5. April
2011 zur Verhütung und Bekämpfung des Menschenhandels und zum
Schutz seiner Opfer mit dem vorliegenden Gesetzentwurf einzuleiten.

Gleichzeitig kritisieren wir, dass diese Gesetzgebung von der Bundesregie-
rung vermischt wird mit Bestimmungen zur Überwachung von Prostitutions-
stätten. Es handelt sich in beiden Fällen um ganz grundlegende Rechtsbe-
reiche mit hoher Relevanz für jeweils völlig unterschiedliche Gruppen von
Betroffenen, die auch im Gesetzgebungsprozess unbedingt auseinander
gehalten werden müssen.
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Und dies ganz besonders, da die EU-Richtlinie die Mitgliedsstaaten auffor-
dert, geeignete Maßnahmen zu treffen, „um der Nachfrage, die jegliche
Form von Ausbeutung im Zusammenhang mit Menschenhandel begünstigt,
entgegen zu wirken und diese zu schwächen“ (Art. 18). Dies findet im vorlie-
genden Gesetzentwurf keinerlei Berücksichtigung – im Gegenteil: Mit einer
rechtlichen Festschreibung der Rahmenbedingungen von Prostitution wird
die Nachfrage unseres Erachtens eher noch weiter gesellschaftlich und
praktisch etabliert.

Zunächst möchte ich die Position von SOLWODI, die auch meine eigene ist,
zum ersten Problemfeld – der Bekämpfung des Menschenhandels - darle-
gen.

Maßnahmen zur Bekämpfung des Menschenhandels

Tagtäglich werden Frauen, Jugendliche und Kinder mit falschen Verspre-
chungen nach Deutschland gelockt, wie Sklavinnen gehalten mitten in
Deutschland, tagtäglich zum Sex gezwungen mit deutschen Freiern – und
dann endlich gelingt vielleicht doch einmal die Flucht. Durch Mut, der längst
verloren schien, durch einen Zufall, durch eine erfolgreiche Razzia der Poli-
zei, durch ein Gespräch mit einer Streetworkerin – wie auch immer.

Und dann?

Dann müssen die Frauen, die das durchgemacht haben, weg – raus aus
Deutschland, und zwar so schnell wie möglich.

Frauen aus Drittstaaten, die Opfer von Menschenhandel und sexueller Aus-
beutung werden, haben in Deutschland keine Chance: Sie gelten als illegal
eingereiste Ausländerinnen, haben sich rechtlich gesehen somit selbst
strafbar gemacht. Und deshalb werden sie abgeschoben, sobald sie ihrem
Martyrium entronnen sind. Auch dann, wenn sie das hohe Risiko für sich
selbst und ihre Familie in der Heimat auf sich nehmen und gegen die Täter
aussagen: Sobald der Prozess vorbei ist, müssen die Opferzeuginnen nach
Hause, wo meist niemand sie vor der Rache der Täter schützt.

Prostitution ist in Deutschland legal, seit 2002. Wer aber glaubt, es sei daher
nur ein kleiner Teil der Prostituierten, die von den eben geschilderten Um-
ständen betroffen sind, der irrt: Mindestens 3/4 der geschätzten 400.000
Prostituierten in Deutschland sind Ausländerinnen. Und ihre Zahl hat sich in
den letzten Jahren dramatisch verschoben – in Frankfurt etwa sollen bereits
ca. 90 % der Prostituierten Ausländerinnen sein. Die allermeisten von ihnen
kommen aus Ländern, in denen Armut und Verzweiflung besonders groß
sind, folgen falschen Versprechungen oder werden von Verwandten und
Freunden an die Menschenhändler verkauft.
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An diesen Missständen trägt das Prostitutionsgesetz von 2002 wesentlich
Anteil: Wenn Prostitution legal ist, ein Gewerbe wie jedes andere, dann ist
es auch gesellschaftlich akzeptabel, die „Ware Frau“ und die „Dienstleistung
Sex“ zu kaufen. Dadurch vollzieht sich ein Wertewandel, der illegalen Prak-
tiken Tür und Tor geöffnet und Deutschland zu einem El Dorado für Men-
schenhändler gemacht hat. „Das Bordell Europas“ – so heißt unser Land in
„Expertenkreisen“ und es gibt nichts, was sich nicht im Sonderangebot kau-
fen ließe, wie jüngst die NDR-Dokumentation „Sex – made in Germany“ ge-
zeigt hat.

Zusammenfassend muss wiederholt festgehalten werden, was verschiedene
Studien1 seit mehreren Jahren nahe legen: Dass nämlich die Legalisierung
der Prostitution einen teilweise dramatischen Anstieg des Menschenhandels
zur Folge hat.

In Deutschland als einem Land, in dem die Prostitution legal ist, muss die
Bekämpfung des Menschenhandels mithin zentrales Anliegen der Bundes-
regierung sein.

Dabei liefert die EU-Richtlinie hervorragende Vorgaben, die den Umgang mit
Menschenhandel in einen menschenrechtlichen Kontext stellen und u.a.
eine wesentliche Stärkung der Opferrechte bedeuten. Die wichtigsten Vor-
gaben der EU-Richtlinie jedoch nimmt der Gesetzentwurf der Fraktionen der
CDU/CSU und FDP nicht auf, im Gegenteil: Gerade das, was die EU-
Richtlinie auszeichnet – der verbesserte Schutz und mehr Rechte für die
Opfer von jeder Form des Menschenhandels sowie eine stärkere Strafver-
folgung der Täter – fehlt im hier vorliegenden Gesetzentwurf.

Daher fordert SOLWODI, die seit Jahren der Politik durch Gutachten wie
diesem hier, durch Stellungnahmen und Expertisen zugänglich gemachten,
aus der praktischen Opferarbeit abgeleiteten Erkenntnisse in die aktuelle
Gesetzgebung einfließen zu lassen und ggf. auch auf eine überstürzte Ver-
abschiedung des Gesetzes vor der Sommerpause zu verzichten.

SOLWODI fordert eine Ergänzung des vorliegenden Gesetzentwurfs um
folgende Aspekte:

 Bessere Möglichkeiten in der Strafverfolgung der Täter, das heißt v.a.
die Zulassung von anderen Beweismitteln als der Opferaussage

 Abschöpfung des Vermögens der Täter
 eine strafrechtliche Verfolgung von Freiern, die wissentlich mit

Zwangsprostituierten verkehren
 Sicherung eines bedingungslosen Aufenthaltsrechtes für Opfer von

Menschenhandel und Zwangsprostitution aus Drittstaaten. Dabei darf
dieses Aufenthaltsrecht nicht an die Aussagebereitschaft der Opfer
gekoppelt werden, so dass für alle Frauen Unterstützungs- und Be-
treuungsmaßnahmen sichergestellt werden können.

1
Siehe z.B. Cho, Seo-Young & Dreher, Axel & Neumayer, Eric, 2013. "Does Legalized Pros-

titution Increase Human Trafficking?" World Development, Elsevier, vol. 41(C), S.67-82.
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 Ein Recht auf entgangenen Lohn und finanzielle Entschädigung der
Opfer

 Zugang der Opfer zu sozialrechtlichen Leistungen
 Eine Arbeitserlaubnis für die Opfer, um eine zukunftsfähige Stabilisie-

rung zu erreichen und durch eine dauerhafte Qualifikation wirtschaftli-
che Selbstständigkeit jenseits der Prostitution zu schaffen

 Eine angemessene Unterstützung und Finanzierung der Fachbera-
tungsstellen, auch und besonders dann, wenn die von den Einrichtun-
gen betreuten Opfer nicht zur Aussage bereit sind

 Eine personelle und finanziell angemessene Ausstattung der Polizei
und der Ordnungsbehörden – denn ein Gesetz, das kaum kontrolliert
werden kann, hat gerade in diesem von organisierter Kriminalität ge-
prägten Bereich keinerlei praktische Relevanz.

Maßnahmen zur Überwachung von Prostitutionsstätten

Auch die Regelungen hinsichtlich der Überwachung von Prostitutionsstätten
hält SOLWODI für unzureichend. Die Hauptkritik: Der vorliegende Gesetz-
entwurf bleibt unkonkret und räumt den zuständigen Behörden große Er-
messensspielräume ein, statt z.B. konkrete Mindeststandards, nicht einmal
im Hygienebereich, festzulegen.

Generell jedoch möchte ich einer Zusammenfassung des Schutzes für Men-
schenhandelsopfer mit Regelungen für Prostitutionsstätten in einem Gesetz
scharf widersprechen. Prostitution und der damit verbundene Menschen-
handel ist mit der Würde des Menschen nicht vereinbar, auch nicht in geset-
zeskonform geführten Bordellen.

Abschließende Bemerkung

Artikel 1 unseres Grundgesetzes besagt:

Die Würde des Menschen ist unantastbar.

SOLWODI ist überzeugt, dass Prostitution und der damit verbundene Men-
schenhandel mit dieser im Grundgesetz gesicherten Würde des Menschen
unvereinbar ist: Frauen dürfen keine Ware, Sex keine Dienstleitung sein –
Flatrate-Bordelle und Versteigerungen sexueller Dienste im Internet sind nur
zwei Beispiele dafür, wie die Legalisierung der Prostitution aber genau diese
Würde der Frauen zerstört, mit in aller Regel lebenslangen Folgen.

Daher ist SOLWODI weiterhin überzeugt und fordert, dass Prostitution in
Deutschland nicht legal, vielmehr das schwedische Modell mit einem Verbot
des Kaufs von sexuellen Dienstleistungen beispielhaft auch für Deutschland
sein sollte.

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit, Sr. Dr. Lea Ackermann



5

5

SOLWODI Deutschland e.V.  Propsteistr. 2  56154 Boppard Seite - 5 -


